
Innovation und 
Infrastruktur: Die Schlüssel zu 

Österreichs Energiezukunft

Seit der Energiekrise 
steht fest: Österreichs 
Energieversorgung muss 
neu ausgerichtet werden. 
Das Bestreben, eine nach-
haltigere und unabhän-
gigere Energieversor-
gung zu etablieren, stößt 
aber auf eine Reihe von 
Herausforderungen, dar-
unter viele technologi-
sche und rechtliche Hür-
den. Experten aus den 
verschiedensten Berei-
chen des Energie- und 
Umweltsektors diskutie-
ren aktuelle Pläne und 
Herausforderungen der 
Energiewende. Jürgen 
Schneider vom Bundes-
ministerium für Klima-
schutz, Umwelt, Energie 
Mobilität, Innovation 
und Technologie skiz-
ziert die strategischen 
Pläne und die Bedeutung 
des österreichischen 
Netzinfrastrukturplans 
(ÖNIP). Rechtsanwalt Jo-
hannes Hartlieb disku-
tiert die juristischen As-
pekte, die bei der Reali-
sierung von Energiepro-
jekten eine Rolle spielen. 
Linda Kirchberger von 
der Wien Energie be-
leuchtet innovative An-

sätze zur Dekarbonisie-
rung der städtischen 
Wärmeversorgung und 
Herbert Paierl vom Bun-
desverband Photovoltaic 
Austria unterstreicht die 
signifikanten Fortschrit-
te und Herausforderun-
gen im Bereich der Solar-
energie. Gemeinsam bie-
ten sie einen umfassen-
den Einblick in die An-
strengungen Österreichs, 
eine klimafreundliche 
Zukunft zu gestalten.

Jürgen Schneider, Sekti-
onschef und Leiter der Sek-
tion „Klima und Energie“ 
im Bundesministerium für 
Klimaschutz, Umwelt, 
Energie Mobilität, Innova-
tion und Technologie.

Öster-
reich 
durch-
läuft, ähn-
lich wie 
andere eu-

ropäische Nationen, ei-
nen wesentlichen Wan-
del hin zu einer nachhal-
tigeren Energieversor-
gung. Angesichts der ak-
tuellen geopolitischen 
Entwicklungen, insbe-
sondere des Krieges in 
der Ukraine, hat sich die 

Notwendigkeit, von fossi-
len Brennstoffen wegzu-
kommen, deutlich ver-
schärft. Diese sind nicht 
nur umweltschädlich 
und klimabeeinträchti-
gend, sondern bergen 
auch wirtschaftliche und 
geopolitische Risiken. 
Als Antwort darauf treibt 
Österreich die Energie-
wende voran, um die Ab-
hängigkeit von fossilen 
Energien zu reduzieren. 
Dieser Wandel bringt er-
hebliche Vorteile: Er ver-
bessert die Widerstands-
fähigkeit gegen interna-
tionale Preisschocks, för-
dert die lokale Wirtschaft 
und erhöht die energie-
bezogene Autonomie der 
Bürger. Der österreichi-
sche Netzinfrastruktur-
plan (ÖNIP) spielt dabei 
eine Schlüsselrolle, in-
dem darin die notwendi-
gen Investitionen und 
Anpassungen in die 
Strom-, Gas- und Wasser-
stoffnetze geplant wer-
den. Die aktuell geschätz-
ten Investitionen belau-
fen sich auf etwa neun 
Milliarden Euro über die 
nächsten zehn Jahre, wo-
von ein Teil bereits für 

die Modernisierung be-
stehender Infrastruktu-
ren eingeplant ist. Politi-
sche Unterstützung, ins-
besondere durch das Er-
neuerbare-Ausbau-Be-
schleunigungsgesetz, ist 
entscheidend, um die 
Umsetzung der Projekte 
zu beschleunigen und 
um eine breite öffentli-
che Zustimmung zu ge-
winnen, obwohl dafür 
eine Zweidrittelmehrheit 
im Nationalrat erforder-
lich ist.

Johannes Hartlieb, BSc, 
Anwalt bei Haslinger / Na-
gele Rechtsanwälte:

In Öster-
reich, wo 
wir seit 
Jahrzehn-
ten im 
Energie-

bereich tätig sind, erken-
nen wir ein stark wach-
sendes Interesse von In-
dustrie und Privatperso-
nen an erneuerbaren 
Energien, insbesondere 
Wasserkraft und Biomas-
se. Unsere Klienten, die 
zunehmend in diese Sek-
toren investieren, sehen 
darin nicht nur ökologi-
sche, sondern auch wirt-

schaftliche Vorteile. Sie 
sind bereit, in neue Ener-
gieprojekte zu investie-
ren, stehen aber vor er-
heblichen rechtlichen 
Herausforderungen. Ein 
Hauptproblem dabei ist 
die lange Dauer der Ge-
nehmigungsverfahren, 
die oft Jahre beanspru-
chen können, sei es für 
Photovoltaikanlagen, 
Wasserkraftwerke oder 
Stromleitungen. Diese 
Verzögerungen werden 
durch umfangreiche 
Umweltverträglichkeits-
prüfungen und anschlie-
ßende gerichtliche Aus-
einandersetzungen, oft 
angestoßen durch Bür-
gerinitiativen oder 
NGOs, verursacht. Im 
Zuge der Raumordnung 
und Planung gibt es je-
doch Bestrebungen, Ge-
nehmigungsprozesse zu 
beschleunigen. Wäh-
rend der ÖNIP, der öster-
reichische Netzinfra-
strukturplan, als nicht-
verbindliches Instru-
ment auf hoher Ebene 
strategische Weichen 
stellt, sind Flächenwid-
mungspläne verbindli-
cher und detaillierter. 

Österreich steht an der Schwelle zu einer umfassenden Energiewende. Experten erörtern die strate-
gischen Pläne und die rechtlichen Herausforderungen, die überwunden werden müssen, sowie den 
Einsatz innovativer Technologien, die zur Realisierung einer grünen Energieversorgung beitragen.
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v.l.: Jürgen Schneider, 
Herbert Paierl, 

Linda Kirchberger, 
Johannes Hartlieb.
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Sie bieten eine präzise-
re Steuerungsmöglich-
keit bei der Realisie-
rung von Projekten. 
Diese unterschiedli-
chen Planungsinstru-
mente reflektieren die 
komplexe rechtliche 
und organisatorische 
Struktur Österreichs, 
die eine Herausforde-
rung in der effektiven 
Umsetzung europäi-
scher und nationaler 
Energieziele darstellt. 
Der ÖNIP war aber ein 
wichtiger Schritt, um 
die Weichen für die Zu-
kunft zu stellen.

Linda Kirchberger, Ge-
schäftsbereichsleiterin 
Asset Dekarbonisierung 
& Neue Technologien bei 
der Wien Energie

Wien 
unter-
nimmt 
bedeu-
tende 
Schritte 

zur Dekarbonisierung 
seiner Fernwärme bis 
2040, wobei innovative 
Technologien zum Ein-
satz kommen. Ein be-
deutender Teil der Wär-
meversorgung wird 
zwar weiterhin aus der 
Müllverbrennung stam-
men, die zukünftig 
durch Carbon Capture-
Technologien CO2-frei 
gemacht wird, aber die 
Stadt strebt an, große 
Teile der Fernwärme-
versorgung auf klima-
neutrale Quellen wie 
etwa Wasserstoff um-
zustellen. Darüber hin-
aus versuchen wir jetzt 
sukzessive mit einem 
diversen Portfolio von 
Abwärme, aber auch 
mit Tiefengeothermie-
Projekten zu dekarbo-
nisieren. Ein Beispiel 
dafür ist der Einsatz von 
Europas größter und 
leistungsstärkster 
Großwärmepumpe an 

der zentralen Kläranla-
ge in Wien. Diese Pum-
pe nutzt die Wärme aus 
dem gereinigten Ab-
wasser und versorgt be-
reits in der ersten Aus-
baustufe 56.000 Haus-
halte. Der hierfür benö-
tigte Strom kommt zu 
100 Prozent aus erneu-
erbaren Quellen. Bis 
2027 plant Wien die Ka-
pazität zu verdoppeln, 
um die Dekarbonisie-
rung weiter voranzu-
treiben. Zusätzlich för-
dert die Stadt den Ein-
satz von Wasserstoff in 
Bereichen, die nicht 
elektrifiziert werden 
können, wie dem öf-
fentlichen Verkehr. Die 
Einführung von Was-
serstoffbussen und die 
Produktion von grü-
nem Wasserstoff seit 
April zeigen, dass Wien 
nicht nur in der Theo-
rie, sondern auch in der 
Praxis führend in der 
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Energieumstellung ist. 
Dieses Engagement 
setzt wichtige Impulse 
für die gesamte Region 
und dient als Vorbild 
für nachhaltige Ener-
giestrategien in ganz 
Europa.

Herbert Paierl, Vor-
standsvorsitzender vom 
Bundesverband Photovol-
taic Austria

Der 
Bundes-
verband 
Photovol-
taic Aust-
ria ist ein 

Interessensverband mit 
rund 500 Mitgliedern, 
darunter Hersteller, spe-
zialisierte Elektriker 
und Installateure und 
spielt eine zentrale Rolle 
bei der Energiewende in 
Österreich. Der Verband 
unterstützt den massi-
ven Ausbau der Solar-
energie im Land, der in 
Österreich in den letz-

ten Jahren erfreulicher-
weise stark zugenom-
men hat. Schließlich 
wurde 2022 erstmals 
mehr als ein Gigawatt 
Peak (GWp) zugebaut. 
Für 2023 liegen zwar 
noch keine endgültigen 
Zahlen vor, aber die E-
Control geht von min-
destens 2,7 GWp aus – 
was einen neuerlichen 
PV-Ausbaurekord be-
deutet. Ein Rekord, der 
für die Erreichung der 
österreichischen Klima-
ziele essenziell wäre, da 
die Photovoltaik – auf-
grund ihres noch gro-
ßen vorhandenen Aus-
baupotenzials – im Ver-
gleich zu anderen er-
neuerbaren Technolo-
gien bis 2040 am meis-
ten wachsen muss. Denn 
laut dem neuen nationa-
len österreichischen In-
frastrukturplan (ÖNIP) 
müssen bis 2030 21 GWp 
und bis 2040 41 GWp an 

PV-Leistung installiert 
sein. Bei einem derzeiti-
gen Bestand von rund 
sieben GWp PV-Leistung 
bedeutet das einen wei-
terhin engagierten PV-
Zubau von mindestens 
zwei GWp pro Jahr. Das 
vergangene Jahr hat ge-
zeigt, dass dies durchaus 
möglich ist. Doch es gibt 
Herausforderungen: 
Lange Genehmigungs-
verfahren bremsen das 
Tempo der Energietrans-
formation, die dringend 
beschleunigt werden 
muss, um Blackouts zu 
vermeiden. Der Verband 
fordert deshalb eine 
schnelle Verabschie-
dung des Elektrizitäts-
wirtschaftsgesetzes und 
des Erneuerbare-Aus-
bau-Beschleunigungs-
gesetzes, um die not-
wendige Infrastruktur 
und Netzanschlüsse für 
Großanlagen zu schaf-
fen.


